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Heinrich Kaufmann war der erste
Sekretär des ZdK.

Die Stiftung dient der Förderung der 
Genossenschaftswissenschaften
(Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften).

Sie führt wissenschaftliche Tagungen
zu genossenschaftlichen
Fragestellungen durch, betreibt das 
„Hamburger Genossenschafts-
Museum" und unterhält das 
„Heinrich-Kaufmann-Archiv“ zur
Geschichte der 
Konsumgenossenschaften.

Die Stiftung



Genossenschaften brauchen die Möglichkeit mit 
Darlehen Vorhaben zu finanzieren, weil diese 
flexibler sind als die Einlagen.

Es geht um die Finanzierung von (Schul-) 
Gebäuden, Solaranlagen, Betriebsausstattung 
etc.

Flexibilität zum Beispiel hinsichtlich:

• Laufzeiten oder

• Zinsen.

Notwendigkeit von 
Mitgliederdarlehen



Darlehen haben bei den Konsum-
genossenschaften schon immer eine große Rolle 
gespielt. Sie wurden gegründet als „Konsum-, 
Spar- und Bauvereine“.

Mit den Spareinlagen haben die Mitglieder die 
Gebäude / Fabriken finanziert.

Die Mitglieder sparten hier auch für eigene 
wirtschaftliche Notlagen.

Die Nazis verboten den Konsumgenossen-
schaften die Annahme von Spareinlagen.

Kurze Geschichte der 
Mitgliederdarlehen



In Italien ist es den Genossenschaften bis 
heute erlaubt Spareinlagen der Mitglieder 
anzunehmen.

Coop Lombardei hat Spareinlagen in 
Höhe von 1.006.205.000 € von den 
Mitgliedern.

Genossenschaften dürfen bis zu 37.000 €
je Mitglied annehmen, bei Produktiv-, 
landwirtschaftlichen und Wohnungs-
genossenschaften das doppelte.

Blick nach Italien



Abgrenzung zum
Bankgeschäft

§ 1 KWG: Bankgeschäfte sind (…) die Annahme fremder Gelder als 
Einlagen oder anderer unbedingt rückzahlbarer Gelder des Publikums, 
sofern der Rückzahlungsanspruch nicht in Inhaber- oder 
Orderschuldverschreibungen verbrieft wird, ohne Rücksicht darauf, ob 
Zinsen vergütet werden (Einlagengeschäft).

Bis 2011 hatte die BaFin festgehalten, dass der Tatbestand auch dann 
erfüllt ist, wenn Gelder „stehengelassen“ werden, bei einer KG oder 
GmbH & Co. KG Gewinnanteile eines Kommanditisten also nicht 
sogleich entnommen werden. Seit 2014 ist dies erlaubt.

Lediglich bei einer „Publikums-KG“ gilt dies nicht, hier seien 
Gesellschafterdarlehen, die die Anleger über die Einlage hinaus an die 
Gesellschaft gewähren, in der Regel als Einlagengeschäft zu 
qualifizieren. 



Bisherige
Gestaltungsmöglichkeiten

Genossenschaften hatten bislang nur zwei Möglichkeiten, um Darlehen 
ihrer Mitglieder / Dritter aufzunehmen:

• Zweckbefristete Darlehen von Mitgliedern oder

• Nachrangdarlehen von Mitgliedern / Dritten.

Die erste Variante besteht auf Grundlage eines Schreibens von der 
Vorgängerbehörde der BaFin (BaKred) vom 30.09.1976. Danach ist ein 
Darlehen zur Finanzierung eines einmaligen konkret festgelegten 
Zweckes durch die Mitglieder kein Einlagengeschäft.

Der Nachrang muss als qualifizierter Nachrang ausgestaltet werden.



Koalitionsvertrag

Von CDU, CSU und SPD für die 18. Wahlperiode:

„Wir werden Genossenschaften die Möglichkeit der Finanzierung von 
Investitionen durch Mitgliederdarlehen wieder eröffnen.“

… und dann kam Prokon …



Regulierung von:

• Nachrangdarlehen und

• sonstige Anlagen, die einen Anspruch auf Verzinsung und 
Rückzahlung gewähren oder im Austausch für die zeitweise 
Überlassung von Geld einen vermögenswerten auf Barausgleich 
gerichteten Anspruch vermitteln.

Schutz durch:

• Verkaufsprospekt,

• Vermögensanlagen-Informationsblatt,

• Lageberichterstellung mit jährlicher Prüfung und Testat und

• Vertriebs- bzw. Werbungseinschränkungen.

Kleinanlegerschutzgesetz



Kosten für Erstellung des Pospektes, Prüfung durch die BaFin und 
Hinterlegung, jährliche Anpassung des Prospekts, Lageberichterstellung
und jährlicher Testierung zu hoch.

Insbesondere ehrenamtliche Organe können das nicht leisten.

Die Informationen, die der Prospekt enthält sind zu viele, so dass der 
„Anleger“ das tatsächliche Risiko doch nicht erkennt 
(Informationsüberfluss).

Die Mitglieder von (Genossenschaften) haben durch die Teilnahme an 
den jährlichen Versammlungen die Möglichkeit, sich umfassend zu 
informieren. 

Bedeutung für kleine 
Projekte



Prokon hatte Prospekt, Vermögensanlagen-Informationsblatt und einen
testierten Lagebericht. Dieser Schutz hat versagt, warum soll das auf 
kleine Projekte ausgeweitet werden?

Die Werbeeinschränkungen würden dazu führen, dass die potentiellen 
Geldgeber nicht mehr erreicht werden, da nicht alle Mitglieder Medien 
lesen, „deren Schwerpunkt zumindest auch auf der Darstellung von 
wirtschaftlichen Sachverhalten liegt“.

Das Problem, dass Prokon „Anleger“ mit sehr hohen Renditen und 
reißerischer Werbung dazu veranlasst hat, zu viel Geld an ein Projekt 
zu geben, wird dadurch nicht gelöst!

Probleme des Vorschlags



Mitgliederdarlehen (bei Genossenschaften) wieder erlauben. Die 
Mitglieder sind über die regelmäßigen Versammlungen gut
informiert.

Informationen der "Anleger" sicherlich vernünftig, aber in einer Form, 
die:

• für Anbieter finanzierbar ist und

• für die Anleger überschaubar / nachvollziehbar ist:

das Vermögensanlagen-Informationsblatt (ohne Prospekt aber mit 
Warnhinweis) dafür sicherlich geeignet.

Es könnten Obergrenzen eingeführt werden, entweder bei der 
Verzinsung oder bei den „Anlagesummen“ je „Anleger“.

Wer mehr möchte, der soll den Prospekt erstellen müssen.

Vorschläge
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